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aufrecht'erhal ten zu können, erhebliche Mengen mit Tanklq.stern· 

zum Wehr Landesbergen gebracht und dort tn die �~�\�!�e�s�e�r� gekippt. 

Für �l�ä�n�~�e�r�e� Zeit wurde der Polder 2 �s�i�i�l�l�~�e�l�e�i�t� und als �S�a�m�m�e�l�~� 

becken für belastetes Wasser benutzt. 

Gegenwärtig verfährt man folgendermaßen: Auf dem verfüllten 

Polder 1 ist ein �~�a�m�m�e�l�b�e�c�k�e�n� für stark belastetes �W�o�~�s�e�r� ein-

gerichtet. Ein Teil des Wassers wird beim EinlagerunGsvorgang 

zur Verfestigung lockerer Abfallstoffe verbraucht. fün anderer 

" .Teil wird bei Bedarf in �_�~�n� gebracht." Ob darub:erhinaus 

!in Teil des stark belasteten Wassers nach Verdünnung in den 

Ringgraben abgepumpt wird, kann nicht bewiesen, Gber auch nicht 

ausgeschlQssen werden. Dasgleiche gilt v.on 'schwach belastetem' 

Wasser, von dem die Mitarbeiter der GSM bisweilen reden und das 
, 

in einem am Südrand des Geländes gelegenen Teich zwischenßelagert 

�~�.� ._] �(�j�t�~�d�o�J�)� 

Zweierlei bleibt zu fragen: 

(1) Welche Folgen hat die Einleitung von stark 

in die ' genannten Kläranlagen? Wer ist in der Lar;e, hier einen 

Unschädlichkeitsnachweis zu führen? Ein solcher Unschädlichkeits­

nachweis müßte sich auch auf die Verwendung des anfallenden 

Klärschlammes �b�e�z�i�e�h�e�n�~� 

(2) Wie kann kontinuierlich sichergestellt und nachprüfbar p;e­

währleistet werden, daß nur solches Wasser über den Hinggraben 

,in die Ils . abf1ießt, das von den Abfallstoffen der Neudeponie . 

absolut unbelastet 1st? 

.. 
5.2 Unterirdische AusbreitlJno von helac;tp.tem Wassp.r 

Durch das Einsickern Voti �K�l�~�f�t�w�a�s�s�e�r� in einen Polder entstehen in -- --- .. 
deE sei tli0en �W�ä�n�~�n�H�o�~ �~�~ �r�f�ü�l�l�u�n�g� de's Poldet;'s 
sickert ein Teil des eintretenden Niederschlagswassers und �d�e�~� zur 

Verfestigun der �. �A�b�f�~�~� eingeleiteten �S�c�h�m�u�t�z�w�a�~�e�r�s� �i�;�~� 
�~�h�l�r�ä�u�m�e� ein. Dadu.rch kommt es zu einer sei �t�l�i�c�h�e�~� �A�u�s�b�~�n� 
belastetem Wasser. Da die POlder sehr dicht an den seitlichen Hand 

�-�-�-�-�-�-�-�-�-�- �~� 
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-
~~des heranreichen, ist an4unehmen, daß sich bel~-
stetes Wasser über die Grenze des Deponiegeländes tlinauS ~us­
breitet. 

Die um das 'Deponiegelände herum niedergebrachten Beobachtungs­

brunnen erlauben festzustellen, ob belastetes Wasser bereits bis 
zu dem betreffenden Punkt vorgedrungen ist oder nicht. Verhindern 
können sie den Wasserlauf natürlich nicht. 

Da das unmittelbar an die Deponie angrenzende Gelände teils land-, 
teils forst~irtschaftlich genutzt wird, erheben sj.ch mit eini~er 
Dringlichkeit zwei Fragen~ 

(1) Was soll und was kann geschehen, wenn einer der ßeobachtungs­

brunnen . ein positives Ergebnis, sprich: b~lastetes Wasser 

(2) ein 
seitlicheS Durchsickern belasteten Wassers abzudichten? 

.... : 

.s ' 
5.3 Auswirkung der Chemikalien auf de~ Tonboden 

Von seiten der Kontrollbehörden wie von , seiten der GSM wird immer 
wieder auf ,die Wasserundurchlässigkeit des Tonbodens im Bereich , 
der Neudeponie verwl.esen. A\lfgrund dieser Eigenschaft des .Tonbdd~ns 

sei es möglich, "grundwasserbeeinträchtigende Sondera,bfälle umwelt­
unschädlich einzuk~pseln und somit zum Wohle der Allgemeinheit 
sicherzustellen." (Info-Katalog derGSM v. Oktober ' 1980). 

Abgesehen von den Bemerkungen unter 5.2 ist hierzu zweierlei fest­
zustellen: 

(1) Absolut flüssigkeits'durchlässiges Gestein gibt es nicht. Auf ' - ~"---- ---- . , 

derBürgervers~mmlung am1. 10. 1980 in Loccum wurde das aus-
drücklich von dem Vertreter einer Fachbe,hörde eingeräumt. Wenn 

dies zutrifft, ist es dringend geboten, den Durchlässig~eitsgrad - ---- - ' des Münchehagener Tonbodens präzise zu bestimmen. Ari die stelle 
.;--- . 

bloßer beruhigender Versicherungen sollten im Int,eresse alle;r:-
genaue Untersuchungen und die Veröffentlichung ihrer Ergebnisse , 
treten. 
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- (2) l';s fehlen Erfahrungswerte, wie sich die eingelar'ertcn Gi ftstoffe 
---~--- ---
in Verbindung IJIi t Wasser mit tel- und lanf:tfrizti rT, auf den 'l'on-
.----~-----~~.~-------------------------~~----~~-----------

hoden auswirken. 

5.4 Emissionen Oher die Luft 

wer die Landstraßen Loccum - Wiedensahl oder JVtüncf'ehac en - \·heden­

sahl regelmäßig benutzt, bemerkt - vor allem, wenn er mi l; . dem .B'ahr­

rad unterwegs, ist - nicht selten noch in betriichtlichern J\bstand zur 

Deponie einen intensiven Chemika.lien-Geruch. Lber d8n ':eruch klagen 
. .~-- . ------

,r- namentlich die Bewohner der zunächst gele.genen Gehöfte in Yreuz­

horst und am Schaumburger Wald, aber auch die Biirl)'er, die am süd­

lichen Rande Loccums wohnen. Der Geruch ist ein Im:0eichen do.für, 

daß die Deponie feinste Stoff'~ilchen kilometer .... 'ei L cmi tticrt:'Von 

den i!:missionen über die Luft sind in erster J,inie d ie unmittelbar 

~enzenden .Ländereien betroffen--.. Dabei fjllt ins (;ewicht, daß. bei~ 

Abkippen der . Abfallstoffe mitunter eine starke btaulJ e ntwick l ungzu 

beobDchten ist. Auch eine erst im Spätsommer Y ·)t)O . \. fmd:':ii 1 tifT';')· außer 

Fu~ktion gesetzte ~errieselunp;sanl~, die an trockenen, windreichen 

rpagen stark belastetes 'Nasser in die IJuft snrühte, um den Verdun..,. 

stun~~s prozeß , zu fördern, hat ri'li t Sicherheit zur ,~mi s,'>ioh von Schad .... . 

sto.rr<.:n über das Deponiet,,;el ~i.nde hinaus l)(~l l-' : eLr~"·f~(I. 

Es erf.': E?ben sich drei Folg erungen: 

(1) ])a[3 südlich und nördlich des zur ,Einlap;erunr' r;enutzten Geländ.es 

kein nennenswerter von land- . und forstwirtscha1'tlicher ~i;utzung 

freier?icherh~tsstreif~n--.. angelegt 1st, ist von der ' Sache her 

nicht zu verantworten. 

(2) ~s ist dringend geboten, ergänzend zu den Kontrollen des Grun~­

wassers 15ontrollen des Bodens.und der Pflanzen 1m Nachbarbereich 

dE De~nie auf 'Schadstoffe hin durchzufÜhren. r~s 8rscheint 

weiter dringend geboten, Instrumente zu installieren, die kon­

tinuierlich den ~gehalt der Luft in unter!:.,;chie(j.lichen 

tilltfernungeri zur Deponie messen. 

(3) ~j~s muß alles geschehen, um d i.e_ Staub- und Gascntwickl.unp: _im 

Deponie~ereich auf dasabsoluttinvermeidbare ~aß ~tJ senken • 
. --------- . ..------------------..,----
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5.5 Schutz der Deponiearbeiter 

Bei Besuchender Deponie und bei gelegentlichen Beobachtun~en fällt 

auf, daß die mit der Einlagerung des Mülls befaßten [Vii tarbei ter der 

GSM n~ we~entlich gegen die Staub:::.-Un.(L:.Gasen:twicklune;-Eeschütz~ 
. . . . 

sind. Bei' allem, Verständnis dafür, daß Schutzmaßnahmen möglicher- '. 

we-iselästig und unbequem sind, ist kritisch anzufragen, was hier 

, zur Erhöhung <ier Sicherheit nötig und möglich · ist. 

5.6 Lückenlnsps Kontro11syste~? 

Das oben beschriebene System der Kontrolle der einzulagernden Ab­

fallstoffe hat eine, möglicherweise zwei schwache Stellen: 

Zunächst fällt auf, daß die Kontrolle.der tatsächlichen zur Ein~ 

lagerung gelangenden Abfallstoffe, · 9-.h. der mit dem Antrag zusammen 
: ..,- . 

eingereichten Abfallprobe und. der am EinFang ·der Deponie gezogenen 
. Stichprobe~ im Regelfall nur vom Betreiber selbst vor~enommen wird • 
. Von StiChproben-Kontrollen dieser Kontrollen abgesehen überprüfen 
der Landkreis und die ihn unterstützenden Fachbehörden nur die 

Stärker ins Gewicht fällt der Umstand, daß die am Eingang derDepo~ 
,nie . gezogene StiChprobe nur dann:· repräsentati v ist, wenn gewährlei­

stet ist, daß ' der einli~fernde Laster eine völlig homogene M~!lJ~~ 

Sondermüll gelad,en ' hat. W'as ' ist, wenn von 40 Behäl teril auf einem - .. ' 
LKW auch nur 2 oder 4 Fässer einen anderen Stoff enthalten als 

angegeben? Was ist, wenn in einem großen, Behälter, eingebettet in 
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elnen Isolierstoff eln kleineres Faß verbo~ßen ist,dus delI eigent­

lichen Giftstoff enthält? Was ist, wenn Transporte mit Abcrabungen 
. - ,.--- ' .... 

einer chaotischen, wilden fvJüllkippe eintreffen'? In ~~ll diAs8n }i'ällen 

~i.ne Stichprobe v'on dem ' Volumen einer '1V]~rinedo'se keinorlei 
----~~~~~~~~~--~~~~~---repräsentativen Wert und damit ke-ine echte KontrolJwirkung . · 

5.7 Unpräziser Einlagerungskatalog 

per Katalog der zur Einlagerun~ grundsätzlich zlwe18.sse nen Stoffe 

,-' . bzw. Stofff?ruppen ist für den Bürger, der versucht, di e von der 

Neudeponieausgehend,en Gefahren realistisch einzuscfI8tzen" in mehr-' 

Facher Hineicht unbefriedigend. 

(1) Zahlreiche Bezeichnungen der Abfallstoffe' sind sehI' allgemein, 

z.B.: Putzwolle,. Putztücher, Filtertücher, Feinchemikalien, 

Laborchemikalienreste, Biozide, sonstige verunre inip;te Böden 

u.dgl.m. 

(2)8s gibt Stoffe mit und Stoffe ohne Sternchen. l)i ü ~ . ;l:;, .. .ffemit 

Sternchen dürfen nur mit besonderer Zustimmun !~ des. rJ8ndkreis~$ 

nach Anhörung des WitJA und des WUA eingelar;ert werden. 
~~--~~~~~-----Welche Kriterien spielen dabei eine Rolle? Haben der Landkreis 

--~ . 

und die ' ihn berat'enden Fachbehörden überhaupt leIare Kriterien? 

Welche Stoffe werden tatsächli.ch einr-;elagert, welche nicht? 

Für den Bürger bleibt hier vieles unklar. 

(3) Der Einlagerungskatalog enthält die Bestirnmunf'; , daß mit Abfall­

;toffen, die der DepJ)nie.r.-Ung~führt· werden sollen, aber nicht 

in dem Katalog aufgeführt sind, ebenso wie mit den Sternchen­

Stoffen zu verfahren ist. Auch hier ist nach d~n Kriterie~~ 

fragen, nach denen im Einzelfall entschieden wird. 

Es ist ein dringendes Bedürfnis der von Giftmülleinlar;erunp; betrof­

fenen Bürger, aber in gleicher Weise auch der Verantwortung tragenden 

Behörden, EinlagerungskatalO~e so abzufassen, daß sie eine ob,jektive . 

~eilsbildung ermöglichen. Dazu bedarf es mindestens folc~en,der An­
gaben: Präzise chemische Bezeichnung der einzulap;ernden Stoffe} , An-

_gaben üb,er den Gif~igkeitsgrad;Jngaben über mö gliche Auswirkungen . 

bei unsachgemäßer Besei tig}lng; Angaben über fvlöglichkei ten und Bedin­

gungen möglichst gefahrloser' Ablagerung bzw. Vernichcunr: • 
.,-

- ~l ,-
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IV. Schlussbemerkung 

Der vorliegende Bericht über die b.eiden j\-1iinchehagener Deponien und 

ihre Probleme verfolgt einen doppelten Zweck: ~r will den Mitglie~ 

dern der Bürgerinitiative und allen interessierten Bürgern im Um­

land der Deponien einen gemeinsamen Ausr:anp;spunlct für ihre Aktivi­

täten geben; er will alle an der Giftmüllbesei tie;un(,: in rÜeder­

sachsen Interessierten etwas gründ~icher informieren als es durch 

die knappen Artikel oder Anmerkungen in der überree;ionalen Presse 

(vgl. z .B. SüDDEU'fSCHE Z .~rrUNG Nr. 103 vom 3./4. ) . 1()ö(); DI:~ ZEIT 

Nr. 35 vom 22~ 8. 1980; DER STERN Nr. b vom 12. 2 . 19(:,1) bisher ge­

schehen ist. 

Die f<ehburg-Loccumer Bür(';erinitiative ist sich bewußt, daß der vor­
liegende Bericht die Probleme keineswegs erschöpfend behandelt, 

v~elmehr in mehrfacher Hinsicht ergänzungs-, vertiefun~s- und viel­
leicht auch ;,korrekturbed,ürftig ist. ~ine Arbeitsgruppe der. Bürger~ 

initiative' hat eine umfangreiche Liste von Fragen a~f~estellt, von 

denen keineswegs al~e bisher zureichend beant~ortet werd0n kbnntep. 

Für 'jede Bereicherung ihres Kenntnisstandes und . fiJr alle Anregungen 
zur Sache ist die Bürgerinitiative dah~r dankbar. 

D GS zuletzt Gesagte gilt auch im Blick auf die Stödt l.:ehbur[';-Loccum, 

die das Protokoli der 6ff~ntlichen Beh6rdenbefragung, die am 

1. 10. 1980 in der Loccumer Waldschule stattfand, den Bürgern auch 

nach sechs Monaten noch nicht zur Verfügung gestellt hat. Die Bür­

gerinitiative betrachtet dies als eine unn6tü;e, ärp;erliche Ver­
schleppung. Waren denn- nach Meinung der Stadt - die AnLwort~n der 
Behörden derart unzulänglich, daß sie der rr,rijndliehen Nnch:lrbeit der 
Bürger nicht ausgesetzt werden k6nnen? 
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Diese ' UMWBLT-INFORMATION ist von der ßürp.;erini,tiative 1I ;~ ehburr;-

. Loccumer Bürger gegen Giftmüll in ~1üncheha r.:en" · (vc~ rant\'IOrl~ lich 

für die Aus arb'ei tung : J" • . c. r~mmelius, Pastorenkarnp e , 5056 f~. e h­

burg-Loccum · 2, Tel. 05766/~54)' Ul1d . vom Landesverband Bür:':erini­

tiativenUmweltschutz e.V. (LEU), YÖnigstr. 53, , 3000 Hannover 1, 

Tel. 0511/18023, erarbeitet worden. , 
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LBU fordert Giftmüll- Hearing 

Die Giftmüllskandale, die sich in jüng­
ster Zeit häufen, bringen immer mehr 
Menschen mit erschreckender Deutlich­
keit zum Bewußtsein, wie leichtfertig und" 
politisch verantwortungslos in der Ver­
gangenheit gehandelt worden ist. Die 
Beunruhigung in der Bevölkerung 
wächst. Zugleich fragen sich viele Bür-

. ger, ob denn heute die Verantwortlichen 
in der Frage der chemischen Gifte so ver­
antwonlich handeln, wie es der Gefähr­
lichkeit der Stoffe angemessen wäre. Das 
Umweltchemikalien problem wird immer 
mehr .zum Politikum. 

Im Bericht der niedersächsischen Lan­
desregierung ,Umweltschutz Niedersach­
sen ' vom Februar 1978 heißt es: "Wegen 
ihrer besonderen Gefährlichkeit kommt 
der ordnungsgemäßem Beseitigung der 
Sonderabfälle aus der Industrie größte' 
Bedeutung zu" (Seite 71). In Niedersach­
sen wurden und werden. Cheiniegifte in 
offenen Gruben in unmittelbarer Nähe 
von Wohngebieten eingelagert - ein der 
besonderen Gefährlichkeit. dieser Stoffe 
völlig unangemessenes, technisch und 
politisch anachronistisches Verfahren. 
Die Gefahren, die damit ·für Leben und 
Gesundheit von Menschen verbunden 
sind (vor allem wegen der auch durch 
Auflagen nicht vermeidbaren Stäube 
krebserregender . Substanzen), verletzen 
An. 2 des Grundgesetzes (Recht auf Le­
ben und körperliche Unversehriheit). 
Doch damit nicht genug: Auch für die 
Zukunft scheint das Land Niedersachsen 
an diesem Verfahren festhalten zu wol­
len. 

Dies ist nur möglich, wl!il auf politi­
scher Ebene noch keine klaren. 'der be­
sonderen Gefährlichkeit des Gegenstan­
desangemessenen Kriterien erarbeitet 
worden sind. Es existieren in Niedersach­
sen noch nicht einmal vom Gesetzgeber 
verbindlich festgelegte Min,destabstände 
von SondelTnü!ldeponien zur Wohnbe­
bauung wie in Nordrheiil- Westfalen und 
Bayern; Auch hier zeigt sich Niedersach­
sen wieder als Schlußlicht in der «lIgemei­
nen Entwicklung zu einer neuen Umwelt­
verantwortung. 

Die niedersäch~schen Bürgerinitiati­
ven sind nicht mehr bereit, diese unver­
antwortE_he Untätigkeit der verantwort­
lichen Politiker und Behörden hinzuneh­
men. 1m Herbst 1979 wurde auf der Mit­
gliederversammlung des Landesverban­
des Bürgerinitiativen Umweltschutz Nie­
dersachsen (LBU) das Thema Umwelt­
chemikalien zum Aktionsschwerpunkt 
der niedersächsischen Bürgerinitiativen 
erklärt. Zu den sich gegen bestehende 

" 

und geplante Giftmülldeponien wehren­
den Bürgerinitiativen in Algermissen, 
Hoheneggelsen, Münchehagen und 
Sachsenhagen bestehen schon seit einig~r 
Zeit Kontakte. 

Im Juni, als die Ungewißheit über die 
Zukunft in den einzelnen Standorten im­
mer größer wurde, haben sich der LBU 
und die Arbeitsgemeinschaft Saubere 
Umwelt Sachsenhagen dazu entschlos­
sen. an die verantwortlichen Stellen in 
Politik und Verwaltung auf Landesebene 
zu schreiben. Es wurde um die Beant­
wortung folgender Fragen gebeten: 

"Halten Sie es für pnnlZlplell akzepta­
bel und sind Sie bereit. politisch vor Ih­
ren Wäh!ernzu verantworten, daß hoch­
gifdgeSonderabfälle ;n gewaltigen Men­
gen (MiH. to) in offene Gruben in etwa 
200 m Entfernung ven einem Wohnort 
eingelagert werden, wie es jetzt in Sach­
senhagen, Kreis Schaumburg, geschehen 
soH?" 

Am 11.7.80 hielt der LBU in Hanno­
ver zusammen mit Vertretern der betrof­
fenen Bürgerinitiativen. des Öko­
lristituts, der Arbeitsgemeinschaft Hy­
drogeologie und Umweltschutz Aachen, 
der Gruppe Freiraumplanung und dem 
Bund für NatUrschutz und Landschafts­
pflege Niedersachsen eine Pressekonfe-

Anhang 

(Öko-fvlitt.ei Illnoen 11/12, 
1980, S. 18-19) 

renz ab. auf der die Antworte!1 aus Poli~ 
tik und Verwaltung erläutert und ein 
Forderungskata!og vorgestellt wurde. 

Der Niedersächsische Ministerpräsi­
dent, der Sozialminister und der Landes­
beauftragte für Umweltschutz haben sich 
in ihrer Antwort um eine politische Stel­
lungnahme gedruckt und auf die Zustän­
digkeit des Landwirtschaftsministers ver­
wiesen. Der Landesbeauftragte für Um­
wcll.<;chlltl hat lllsjllli~h ei'~ Gespräch 
angeboten. Das Angebot wird dem­
nächst vom LBU wahrgenommen. Die 
CDU-Landtagsfraktion hatte es bis zur 

~ 
tilfTMÜll 

Pressekonferenz nicht für nötig gehalten, 
zu antworten. Dagegen teilen der Vorsit­
I.ende des Umweltausschusscs im Nieder­
sächsischen Landtag, Oswald Hoch, und 
der' Vorsitzende der SPD­
Landtagsfraktion. Karl Ravens, die im 
LBU· S-:hreiben geäußerte Kritik an der 
gegenwärtigen Sondermullbeseitigung in 
Niedersachsen und kündigen Aktivitäten 
an. 

Vom Landwirtschaftsministerium lag 
dem LBU bis zur Pressekonferenz keine 
schri ftliche Ant won au f das erwähnte 
Schreiben vor. Einige Tage zuvor hatte 
Landwirtschaftsminister Glup allerdings 
in einer Presse mitteilung bekanntgege­
ben, daß in Sachsenhagen wegen nichj 
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auszuschließender Emissionen k~ine 

Sondermiilldeponie ,zugelassen werden 
solle . Auch im Raum Hildesheim (dies 
betrifft die geplante Deponie in der Wät­
zumer Tonkuhle in Algermissen) schien 
dmrMinistcr eine zweite Sondermilllde­
ponie nicht erforderlich zu sein. Der 
durch die BÜrRerinitiatfven in Algermis-

, ,eil und Sachs~lIhagcn gegen diegeplan­
ten Sondermülldeponien in der Bevölke­
rung organisierte Widerstand dürfte die 
Entscheidung von Minister Glup wesent­
lich mitbestimmt haben . Die Bürger in 

,AlgerrTjissen und Sachsen hagen können 
jetzt aufatmen. 

Das Giftmüllproblem in Niedersach­
s'!n ist jedoch grundsätzlich nach wie vor 
ungelöst. Die Pressemitteilung des Mini­
sters ist außerdem widersprüchlich und 
inkonsequent - il1Sbesondere im Hin­
blick auf den Standon Algermissen so­
wie mögliche neue Standorte in Nieder­
sachsen - vage und unverbindlich. 

Die angekündigte mögliche Erweite­
rung der Deponien Hoheneggels,en und 
Münchehagen bedeutet für die Bürger. 
die jetzt schon die Hauptlast an Belästi­
gung und Gefährdung durch Sondermüll 
in Niedersachsen tragen. Beunruhigung 
und Angst vor neuen. noch größeren Be-

, lastungen un.d Risiken. 
Die Entscheidung des Ministers läßt 

kein klares. und der besonderen Gefähr­
lichkeit der chemischen Gifte angemesse­
nes Konzept erkennen. Man scheint auch 
in Zukunft einfach einen Standort des 
.geringen Widerstands' suchen zu wol e 

len, Die wachse:1de Umweltverant wor­
tung' der Bürger wird dieses Verfahren 
zunehmend in Frage'stellen. Um den Wi­
derstand 110ch, wirksamer gestalten zu 
können und die geschlossene Front der 
Initiativen gegenüber c:fem 
Entscheidungsträger nachdrücklich ' zu 
beweisen (durch die Entscheidung von 
Glup lassen sich die Bürgerinitiativen 
nicht auseinanderdividieren). haben sich 
die Vertreter der Bürgerinitiativen Alger­
missen , Hoheneggelsen. Münchehagen 
und Sachsen hausen zur A rbeilsgruppe 
Giftmüll innerhalb des LBU zusammen-
geschlossen . ' 

Dem LBU geht es nicht um Kcnfron­
tatioll_ Der LEU meint vie!mehr. daß ei­
ne mittel- und langfristige befriedigende ' 
Lösung des GiftmüllprobJems, die auch 
im Interess,e der Erhaltung einer lebeJ:ls" 
fähigen Wirtschaft und Demokratie 
liegt. nur' gemeinsam gefunden werden 
kann . Ein ausweichendes und hinralten­
des Taktieren der Verantwortlichen hin­
gegen untergrtibr die Funktionsbedin:. 
Iwngen \' (1 11 Demokratie und Wirtschaft 
~md" das VertraUen des Bürgers in den 
Staat. 

Angesicht s der offensichtlichen Män­
gel der gegenwärtigen Sondermüllbeseiti­
gung und vieler offener Fragen für eine 
akzeptable Lösung des Problems fo'rdert 
der LBU deshalb dringend: 

I. ein öffentliches Expertenhearing über 
die Sondermül/beseitigung in Nieder-
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sachsen noch in diesem Ja!1r; das He" 
aring soll die Frage der Deponierung 
von Sondermüll in offenen Gruben 
grundsätzlich prüfen und nach reali- ' 
stischen Alternativen suchen ; die Ex­
perten sind paritätisch vom Landwirt­
schaftsminister und vom LBU zu be­
nennen; 

2. eine Orlshesichtigung der Deponien 
Hoheneg~elsen und Münchehagen 
durch . eine ebenfalls paritätisch be­
setzte Expertengruppe; 

3. eine Bekanntgabe der Lage der .. 9000 
ha Fläche". die laut Pressemitteilung 
des Ministers in Niedersachsen .. für 
die Herrichtung von Sondermüllde­
ponien brauchbar"sind; 

4. ein umfassendes und eindeutiges Kon­
zept zur Sondermüllbeseitigung in 
Niedersachsen - bestehend aus Son­
derabfa/lplansowie klaren Richtlinien 

' über Mindestabstände. Beschaffen­
heit von Standorten. erförderlichen 
baulichen Maßnahmen usw. für die 
Deponierung von Sondermüll. sofern , 
er sich nicht vermeiden oder durch 
technische Verfahren verwerten läßt. 

,Der niedersächsische Minister für Er­
nährung, Landwirtschaft und Forsten 
war aufgefordert worden. noch vor der 
Bundestagswahl am 5. /0.80 auf die For­
derungen des LBU zu antwonen. Außer­
dem sollte noch vor der Wahl ein erstes 
Gespräch zwischen Lindwirtschaftsmini- ' 
sterium und LBU zur Vorbereitung des 
Hearings stattfinden. 

Der Landwirtschaftsmini .~ter hat es je­
doch vor der Wahl nicht für nötig gehal­
len, auf ,die Forderungen auch nur zu 
antworten . Erst Anfang November ging 
beim LBU die Reaktion des Landwirt­
schaft.~ministeriums ein . AJ/evier Punkte 

des LBU-Forderungskatalogs werden in 
dem Schreiben als nicht erforderlich oder 
nicht durch führbar dargestellt. Angaben 
über die 9000 ha näche. die nach geolo­
gischen Gesichtspunkten als brauchbar 
erscheinen, will das Landwirtschaftsmi-

, nisterium noch nicht machen .. schon um 
Spekulationen vormheugen". Die po­
tentiell betroffenen I:!ürger sollen also 
möglichst lange im Unklaren gelassen 
werden . Der LBU sieht darin den Be­
weis. daß unter allen niedersächsischen 
Parteien die CDU in Sachen Umwelt­
schutz das Schlußlicht bildet. Auch vom 
Dialog mit dem Bürger scheint die CDU 
wenig zu halten. ' , 

Der LBU wir daher unter Mitarbeit 
der betroffenen Bürger, der Arbeitsge­
meinschaft Hydrogeologie und Umwelt­
schutz. Aachen, dem Oko-Institut und 
dem Verein für Umwelt- und Arbeits­
schutz (VUA). Bremen. ein eigenes Ex­
pertenhearing v<:ran ,~taltcn. Außerdem 
ist geplant. eine Dokumenr,ation zur 
Giftmüllproblematik zu er~tellen . 

Kontaktadressen : 
Arbeitsgruppe Giftmüll im Landesver­
band Bürgerinitiativen Umweltschutz 
Niedersachsen (LBU). Königstr. 53, 3000 
Hannover I I Arbeitsgemeinschaft Sau­
bere Umwelt Sach~enhagen. Frauke Krü­
ger. Markt 5. 3051 Sachsenhagen I Bür­
gerinitiative Umweltschutz Hoheneggel­
sen und Umgebung. Eberhard -von Wit­
tich. Schuhstr. 51. 3200 Hildesheim I 
Bürgerinitiative Umweltschuzt Wätzu­
mer Tonkuhle e. V .. ßurkhard Bödeker. 
Breite Str. 6. 3201 Aigermissen 5 I BI 
Münchehagen.J.c. Emmelius. Pasto­
renkamp 8, 3056 Rehburg-Loccum 2. 

Manfred Weyer 
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